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Neuere Ansätze zur Erklärung des Wachstums

der Staatsausgaben -

Ein interpretierender Überblick

von

Charles Beat Blankart *)

Universität Konstanz

Mit den folgenden Ausführungen wird ein traditionelles, in den

vergangenen Jahren jedoch eher in den Hintergrund geratenes Thema

der deutschen Finanzwissenschaft behandelt: Die Erfassung und

Dar 1 egung der Be^tj^ungsKrüjj^_des_J/achstj^s_jd.ex Staatsausgaben.

Einleitend wird die langfristige Entwicklung der öffentlichen

Ausgaben in verschiedenen Ländern anhand neu aufbereiteter Stati-

stiken dargestellt (Abschn. 1). Sodann soll die Bxskussion um die

Determinanten wachsender Staatsausgaben weitergeführt werden,

wobei die Ziele und Verhaltensweisen politischer Entscheidungs-

träger in die Analyse einbezogen werden. Mit diesen Überlegungen

hat sich vor rund einer Dekade bereits SCHMIDT (1966) auseinander-

gesetzt, allerdings ohne nach empirischer Evidenz für seine Hypo-

thesen zu forschen. Zwischenzeitlich sind im angelsächsischen

Sprachraum zahlreiche Abhandlungen erschienen, in denen von ahn- ,

liehen Gedanken ausgegangen wird. Die dabei verwendeten Ansätze

sollen im vorliegenden Beitrag, ausgehend von einem Grundmodell

(Abschn. 2), auf ihre Zusammenhänge und auf ihre Erklärungskraft

hin überprüft werden (Abschn. 5 bis 8).

1. Die Entwicklung der öffentlichen Ausgaben

Pionierarbeiten hinsichtlich der Erfassung der Staatstätigkeit

haben für Deutschland ANDIC und VEVEEKA (1964), RECKTENWALD (1962,

1965, 1970) und WEITZEL (1967), für Großbritannien PEACOCK und

*) Der Autor dankt Bruno S. Frey und vor allem Werner W. Pommerehne
für wertvolle Hinweise.
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WISEMAN (1961) und VEVERKA (1963), für die Vereinigten Staaten

von Amerika PABRICANT (1952), MUSGRAVE und CULBERTSON (1953),
BATOR (1960) und MUSGRAVE (1969) und für Frankreich ANDRE (1973)
geleistet. Unser Ziel bestand zunächst darin, die Daten für diese

Länder auf den neuesten Stand zu bringen. Dabei erwies es sich

als sinnvoll, nicht nur die fehlenden Jahre anzuhängen, sondern

für alle Reihen aus Gründen der Vergleichbarkeit das Konzept der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zugrunde zu legen. Es wird

dahererundsä.t-Zlich zwischen Ausgaben für Güter und Dienste und

solchen für Transfers unterschieden.__Für die Jahre nach dem Zwei-
_ — - — ~ ~ ~ — — — — •

ten Weltkrieg wurden diese Ausgabenposten aus den Konten der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung entnommen, scheinen diese

Statistiken doch am ehesten eine internationale Vergleichbarkeit

zu gewährleisten. Die Daten vor dem Zweiten Weltkrieg wurden weit-
1")gehend anhand der obenerwähnten Studien ermittelt. J Bezugsgröße

bildet das Nettosozialprodukt zu Faktorkosten (NSPF) , denn nur

von ihm liegen für alle hier untersuchten Länder vollständige

Zeitreihen vor.

Die Entwicklung der Staatsausgabenquote (am NSPF) läßt sich für

die vergangenen 100 Jahre - bedingt durch die beiden Weltkriege -

in drei Perioden einteilen (vgl. Fig. 1 sowie Tabellenanhang):

1. Vor dem Ersten Weltkrieg bleibt der Staatsanteil in allen

untersuchten Ländern weitgehend konstant bei etwa 10 Prozent

des NSPF. Die Vereinigten Staaten von Amerika liegen mit 8 Pro-

zent etwas darunter, Deutschland, Frankreich und Großbritannien

leicht darüber. In allen Ländern stellen die Ausgaben für Güter

und Dienste den Hauptteil der Gesamtausgaben dar. Transfer-

ausgaben haben - außer im Falle Deutschlands - keine wesentli-

che Bedeutung.

1)
Die umfangreichen Berechnungen wären kaum möglich gewesen, hätte
das Ausgangsmaterial nicht großteils der Datenbank über staatli-
che Aktivität an der Universität Konstanz entnommen werden
können (vgl. POMMEREHNE 1975).

2)
yEine Berechnung anhand des NATO-Konzepts, bei dem die Transfers
sowohl im Zähler als auch im Nenner einbezogen werden, kann
anhand der Tabellen im Anhang durchgeführt werden.
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Fig. 1: Die Entwicklung der Ausgaben für Güter und Dienste sowie der Transfers

von 1870/90 bis 1972/74 in vier westlichen Industriestaaten in % des NSPF
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Werden die Kriegsjahre 1914—18 ausgeschlossen, so scheint der

Anteil der Ausgaben für Güter und Dienste während der 20er

Jahre nur wenig verändert. Doch wie PEACOCK und WISEMAN dar-

legen, gilt dies nicht für den Anteil der Transferausgaben

(am NSPF). Dieser hat sich - im Einklang mit der Hypothese vom

Niveauverschiebungseffekt - in allen Ländern mit dem Krieg

stark ausgeweitet. In den 30er Jahren lösen die Programme zur

Behebung der Arbeitslosigkeit und Kriegsvorbereitungen zusätz-

lich einen markanten Anstieg der staatlichen Ausgaben für

Güter und Dienste aus.

Für die 50er Jahre zeigt sich wiederum eine Stabilisierung

der Staatsausgabenquote auf einem - gegenüber den Zwischen-
1 )kriegsJahren - höheren Niveau , hauptsächlich bedingt durch

die starke Zunahme der Transferausgaben. Dies spricht erneut

für die Niveauverschiebungshypothese von PEACOCK und WISEMAN.

Eine weitere Expansionsphase ist in den 60er Jahren bis hin

zur Gegenwart zu beobachten, wobei sowohl die Ausgaben für

Güter und Dienste als auch die Transfers zur relativen Expan-

sion der Staatsausgaben beitragen.

In den 70er Jahren_ ist d^r_^Ant^i-l---d-er~gesamt.en_Staatsausgaben

^ ä und Großbritanni.en—ü-ber—5.0-P-EO.z.e.nt__d.es NSPF

hinausgegangen; Frankreich und die Vereinigten Staaten liegen

nur wenig darunter. Auch wenn die gesamten Staatsausgaben die

Transfers einschließen, somit mehr als die bloße Ressourcen-

/insr..spruchnahme wiederspiegeln, rso_ zeigen sjle_cLennoch, daß

gut_die Hälfte des NSPF der individuellen NachfrageentSchei-

dung ^zunächst) entzogen.rj!£it^j§rjtfl^

wie dieser Teil ̂ Les VpJLks,einkommens verwendet werden soll und

wem er zugute kommen soll. Es liegt daher nahe, das Wachstum

der Staatsausgaben von der Analyse kollektiver Beschlüsse her

anzugehen.

1 ;
'In den Vereinigten Staaten vollzog sich anstelle der Stabili-
sierung eine kontinuierliche Expansion der Staatsausgabenquote;
in Deutschland liegt der Nachkriegsanteil unter der Staatsaus-
gabenquote unmittelbar vor dem Zweiten Weltkrieg.
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2. Grundmodell einer Theorie der Staatsausgaben

In Anlehnung an BUCHANAN (1964, 1967) lassen sich Individuen

als Konsumenten der vom Staat bereitgestellten Güter und Dienste

betrachten. Diese Konsumenten beschließen in ihrer Eigenschaft

als Wjyiler, wieviel sie für bestimmte öffentliche Leistungen zu

bezahlen bereit sind. Dem um Erklärungsansätze bemühten Analyti-

ker kommt dann die Aufgabe zu, diese Zahlungsbereitschaften zu

messen und hieraus den Umfang der öffentlichen Ausgaben zu er-

klären und vorauszusagen. Im Rahmen der demokratischen Ausgaben-

bestimmung spielt hierbei der sogen. "Medianwähler" eine ent-

scheidende Rolle. Er vermag durch seine Stimmabgabe einer Minder-

heitskoalition zur Mehrheit zu verhelfen und damit das Niveau

der Staatsausgaben zu bestimmen.

Ein Modellbeispiel soll dies verdeutlichen (vgl. Fig. 2): In

einer Gemeinschaft gebe es nur ein öffentlich bereitgestelltes

Gut X, über das drei Wählergruppen entscheiden. Deren Präferen-

zen seien durch die marginalen Zahlungsbereitschaften N^N^,

N2N2, N,N, abgebildet. Wenn jede Wählergruppe als "Steuerpreis" 1/3

der Grenzkosten K dieses Gutes trägt, dann bildet die Gruppe mit

der Zahlungsbereitschaft NpN~ die Medianwählergruppe. Sie und

mit ihr die gesamte Gesellschaft beschließen Ausgaben im Umfang

3 (OABX™)- Bei dieser Menge des öffentlichen Gutes (X^) weist

die marginale Nutzen-Kosten-Relation für die Medianwählergruppe

den Wert 1 auf, denn sie befindet sich bei X^ in ihrem voll-

ständigen Gleichgewicht, analog jedem einzelnen Marktteilnehmer

nach der Ausschöpfung aller Tauschmöglichkeiten.

Gegenüber den herkömmlichen Versuchen zur Erklärung der Staats-

ausgaben weist dieser Ansatz einen wesentlichen Vorteil auf:

Er verbindet das ökonomische Nutzen-Kosten-Kalkül mit der demo-

kratischen Institution des Mehrheitsentscheids und kann prima

vista zur Erklärung des Umfangs der Staatsausgaben herangezogen

werden. Für eine befriedigende Analyse ist er allerdings zu

einfach konzipiert, denn wichtige, für eine Demokratie typische

Institutionen werden nicht beachtet. Beispielsweise wird den
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Parteien, den Parlamentswahlen, dem häufig anzutreffenden Zwei-

kammersystem, den Gebietskörperschaften und ihrer Autonomie usw.

nicht Rechnung getragen. Um diese Aspekte und deren Einfluß auf

die Staatsausgaben zu erfassen, wird gewöhnlich auf andere Modelle,

wie etwa die Theorie der Budgetbestimmung von DOWNS (1960), des

politischen Stimmentausches von TULLOCK (1959) und des bundes-
1)staatlichen Finanzausgleichs von WAGNER (1971) zurückgegriffen. '

Diese Ansätze können (möglicherweise) zeigen, ob das Niveau der

Staatsausgaben - gemessen an bestimmten Effizienzkriterien - zu

hoch oder zu tief ist. Da sie jedoch als "stationäre Modelle"

konzipiert sind, beinhalten sie keine Aussage darüber, ob von

den Institutionen der indirekten Demokratie Kräfte ausgehen,

welche auf den Wachstumstrend der Staatsausgaben Einfluß nehmen. '

Um dieser Frage nachzugehen, leistet das Medianwählermode11,

ungeachtet seiner einfachen Konzeption, gleichwohl einen nützli-

chen Beitrag. Es enthält drei zur Erklärung des Wachstums der

Staatsausgaben zentrale Größen: Die demokratisch geäußerte Nach-

frage, -̂  und auf der Angebotsseite die Kosten der Bereitstellung

öffentlicher Leistungen, sowie die Kostenverteilung unter der

Wählerschaft. J Daran knüpfen auch die neueren Theorien an, die

im folgenden beurteilt werden sollen. Im einzelnen geht es um

1'Für eine neuere Übersicht s. AMACHER, TOLLISON und WILLET (1975).
2)'Hierzu müssen die angeführten Modelle neu formuliert werden.
Versuche in dieser Richtung finden sich bei NISKANEN (1972)
und BUCHANAN (1975).

-^Nicht erörtert wird hier die Frage, wieviele Nachfrager staat-
licher Dienstleistungen ein Stimmrecht besitzen, somit über-
haupt am politischen Prozeß teilnehmen können. TIMM (1961)
sieht im Trend zum allgemeinen Wahlrecht einen entscheidenden
Faktor für das Wachstum der Staatsausgaben in der Vergangen-
heit (s. auch BUCHANAN 1972).

'Daß die Kostenverteilung relevant ist, wird anhand eines ein-
fachen Beispiels klar: Nur eine "symmetrische" Steuerumvertei-
lung um den Medianwähler führt zu keiner Veränderung in der
Nachfrage nach öffentlichen Gütern und mithin der Staatsaus-
gaben. Alle anderen Veränderungen der Steuerbelastung impli-
zieren eine Besser- oder Schlechterstellung des Medianwählers
und beeinflussen somit dessen Nachfrage (s. BUCHANAN 1967,
S. 144-168).
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die Probleme:

1. der Gestalt und Entwicklung der Nachfrage nach staatlichen
Dienstleistungen,

2. des Bündels an Leistungen, auf welche sich, die gemeinsam ge-
äußerte Nachfrage bezieht,

3. des langfristigen Kostenverlaufs,

4. des Einflusses der Verwaltung auf die Angebotsmenge staatli-
cher Leistungen,

5. der Entstehung der Kostenverteilung.

Im folgenden soll überprüft werden, inwieweit die neuere Theorie
zur Lösung dieser Fragen einen Beitrag leistet.

3. Gestalt und Entwicklung der Nachfrage nach staatlichen

Di enst1ei stungen

Um die_Nachfrage_nach_staatlichen DiejastJLe.i.S-t-u-ngen—zu—se-hä-t-z-en,
w4i^im_all.g.emeinen_dle-Elas.tä^tgj;smetliode angewendet.^.In der
Regel werden hierbei globale Ausgabenelastizitäten geschätzt.
Diese Methode (des Schätzens einer Einkommenselastizität, die
sich auf Preis und Menge bezieht) ist jedoch unzureichend. Die
exakte Analyse muß̂ zwi.s_ch.en—.E-i-n-kommens=—und_Preiselastzi.t.ät un-
terscheiden,__wie sie auch dem politischen Prozeß Rechnung tragen
muß. So haben ökonometrische Untersuchungen anhand des Median-
wählermodells gezeigt, daß dieser Ansatz gegenüber den traditio-
nellen Ausgabenschätzungen ungleich besser abschneidet (s. FREY
und POMMEREHNE 1975).

Ob die Staatsausgaben wachsen, hängt somit entscheidend von der
Größe beider Elastizitäten ab, welchen sich der Medianwähler
gegenübersieht. Beträgt die_Preiselastizität für den ents.ch.eid.en-
den Wäh 1 er_beispi_e,l.sxeise_tl, so wird eine_ex̂ gê .̂_Ko.sjb_e.n,e,rJiör:„
hung ' nur dann zu einem Wachstum der Staatsausgaben führen,
wenn gleichzeitig se_in_Eirikommen bei einer Einkommenselastizitat

1)'Vgl. dazu unten Abschn. 5
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größer Null steigt. Liegt_die ^eis^j^£^itäjt__^w^£c^eji_^_ und 0,T
so führt die gleiche Kostenerhöhung auch._jiann__zu_v__einem_..Wji.clistum

Staatsausgaben, wenn die Einkommenselastizität Null beträgt.
In empirischen Messungen für die USA - vgl. Tabelle 1 - konnte
gezeigt werden, daß diese Elastizitätsbedingungen für die meisten
staatlichen Leistungsbereiche erfüllt sind: Die Preiselastizität
liegt zwischen -1 und 0 und die Einkommenselastizität ist positiv.

,Eine langfristige Prognose kann allerdings nicht von unveränder-
lichen Elastizitäten ausgehen, sie muß auch deren Veränderungen
berücksichtigen. Dies ist in bezug auf die Einkommenselastizitat
verschiedentlich versucht worden. So halten SCHMIDT (1965, S.2O5)
und WEISBROD (1972 )_einjs.n_langfristigen Rückgang der Einkommens-

Izi taten_-S.t.aatli.cher._Di_ens_tleistungen für nicht ausgeschlos-

sen.. _SjLe_Jbegründen dies mijb^er^Substitution„S
angebotener Dienstleistungen, durch privat erworbene Güterj_JElne_
arme Gesellscha.fi_wi.Bi sich_bei einem Ansteigen der Einkommen
superiore Gü̂ rw.j;u,exs1:__kpJLl.e.kt.ix.Jö-e?eJ:tjtê llen. '~Is.t-_e.inJtiöhe-
res__Wohlstandsniveau erreicht, so wird ein individueller Erwerb
dieser Güter möglich. Der Staat verliert als "Vermittler" bei
der Befriedigung individueller Wünsche an Bedeutung; d.h. in der
Nachfrage nach staatlichen Dienstleistungen können durchaus
Kräfte bestehen, welche ein Abschwächen im Wachstum der öffent-
lichen Ausgaben bewirken. SCHMIDT vertritt allerdings die An-
sicht, daß dem Streben der Interessengruppen nach immer weiteren
staatlichen Leistungen ein immer stärkeres Gewicht zukomme, und

daß dadurch ein möglicher Rückgang der Staatsausgaben(-quote) -
2)verhindert werde.

"''Vgl. hierzu BUCHANANs Darstellung der Theorie freiwilliger
Klubs (1965<3>-

^Vgl. zu den einzelnen Argumenten SCHMIDT (1966, insbes.
S. 221 ff.).
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Tabelle 1

Ausgewählte Einkommens- und Preiselastizitäten bei

demokratischer Beschlußfassung in den USA 1962 '

Einkommens- Preis-
elastizität elastizität

2)1. In städtischen Gemeinden

Allgem. Ausgaben 0,64 -0,23
(0,07) (0,03)

Polizei 0,71 -0,25
(0,13) (0,05)

Parks und Erholung 1,32 -0,19
(0,22) (0,03)

2. In US Einzelstaaten-

Lokale Schulen

Höhere Bildung

Straßen

Kr ankenhäus er

Polizei

Feuerwehrwesen

Entsorgung

Parks, Erholung

0,95
(0,27)

0,30
(0,43)

0,30
(0,23)

0,50
(0,22)

1,21
(0,14)

1,62
(0,20)

2,01
(0,45)

1,29
(0,60)

-1,90
(0,70)

-0,17
(0,78)

0,48
(0,92)

-1,13
(0,57)

-0,90
(0,36)

-0,32
(0,5D

-4,66
(1,61)

0,41
(1,91)

'Um schwerwiegende Schätzverzerrungen zu vermeiden, werden die
Regressionsgleichungen im allgemeinen um eine Reihe sozioökono-
mischer Variabler ergänzt. Deren Parameter sind hier nicht
wiedergegeben. (In Klammern die Standardabweichungen.)

^BERGSTROM und GOODMAN (1973, S.290).

^BORCHERDING und DEACON (1972, S.897).
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4. Bestimmung des Fächers staatlicher Leistungen

Die Klärung der Frage, welche Leistungen der Staat selbst bereit-

stellt und welche er dem Markt überläßt, setzt üblicherweise an

der̂ ThejjrJ-.e—des_Jftexktŷ rj-agens___an. Diese besagt im wesentlichen,

daß der Staat im Falle zunehmender Skalenerträge in der Nutzung

tat ig werd_e_, d.h. dann, wenn ein zusätzlicher Konsument bedient

ŵ rd_eji__kann_,__ohne__daß die übrigen Nutzrn^&c^jj^ijnxem .Konsum

eingeschränkt werden. In diesem Falle kann es__a.ngezeigt sein,

ein Gut nicht mittels_djes_Aus££hlußprinzips_, d.h. nicht über

Preise anzubieten, sondern durch .eine., Verwal^tungsabteilung un-

! entgeltlich bereitstellen zu Jassen.,,.

Ferner dürfte der Staat dort eingreifen, wo der Vertragsschluß

zwischen den Beteiligten so hohe Transaktionskosten erfordert,

daß sich eine Internalisierung allerjlandlungsfolgen nicht mehr

lohnt^(vglj^.CHEUNG ,1970), wo aber der Staat die gleiche Trans-

aktion vergleichsweise effizienter durchführen kann. - f"

• Betrachtet man demgegenüber den Fächer derjenigen staatlichen

/ Leistungen, welche unentgeltlich oder zu nicht kostendeckenden/
k

Preisen angeboten werden, so findet man oft weder economies ofj

scale in der Nutzung noch unüberwindliche Transaktionskosten

beim Vertrags Schluß. Zahlreiche_staatlicjLe__L,eji,srt-ungen-.wei-sen

vielmehr Charakteristika^ v̂ n̂ v̂ orvjiegend̂ grivatjen̂ ;Güte'iPn---a-uf. Als

Beispiele werden etwa das Berufsbildungssystem (vgl. FRIEDMAN

1962), die innerstädtische Straßenbenützung zu Stoßzeiten

(VICKREY 1963) und Einrichtungen des Gesundheitswesens

(BUCHANAN 1965b) angeführt. Warum - so ist zu fragen - werden

diese Leistungen nicht über den Markt wie private Güter ange-

boten?

Es liegt nahe, die öffentliche _B^reitsjtel_lung_pjriyater Güter

mit vert ei lungsp-Qli tischen Argumenten-zu-begründen. BORCHERDING

und DEACON (1972, S.900) vermuten, daß die um den Medianwähler

gruppierten Einkommensschichten ihre abstimmungstechnisch strate-
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1)

gische Stellung ' dazu ausnützen, sich über den allgemein finan-

zierten Staatshaushalt mit solchen Gütern zu versorgen, die vor

allem ihnen zugute kommen. In ähnliche Richtung tendiert SPANNs

Argumentation (1974-):und progressivem SteuersystemjLst. es .f.ür__di.e„.unteren Einkommens -

schichten möglich und vorteilhaft, sich mit Hilfe des Mehrheits-

beschlusses auf Kosten der Wohlhabenderen mit privaten Gütern

zu versorgen. ' Eine andere, bisher kaum beachtete Hypothese für

das öffentliche Angebot privater Güter geht von (i) der Inter-

essenlage und (ii) der Macht staatlicher Funktionäre aus:

Einmal dürfte es unter den oft wenig leistungsorientierten Ent-

lohnungssystemen nicht im Interesse der Verwaltung liegen, staat-

liche Dienstleistungen eigenwirtschaftlich über den Markt anzu-

bieten, auch wenn Ausschlußtechniken vorhanden und Preise an-

wendbar wären. Würden diese Leistungen nämlich durch öffentliche

Unternehmungen (statt durch staatliche Verwaltungsabteilungen)

angeboten und zu Marktpreisen abgesetzt, so verfügten die Poli-

tiker über einen handfesten Maßstab zur Kontrolle des Leistungs-

angebots: Sie könnten den Umsatz mit den Kosten vergleichen, die

Unternehmungen damit auf Effizienz überprüfen und, wo nötig,

produktivitatsfördernde Maßnahmen ergreifen. Solche Aktionen

können darin bestehen, den "diskretionären Handlungsspielraum"

(WILLIAMSON 1964) der Führungsspitze einzuschränken, innerhalb

dessen bisher eigene Ziele verfolgt werden konnten.

Zum anderen dürfte die staatliche Verwaltung auch die Macht be-

sitzen, die ihr am besten scheinende Angebotsform durchzusetzen;

denn sie allein verfügt über die notwendigen Informationen und

Erfahrungen im Umgang mit den von ihr bedienten Kunden. Sie kann

diesen Vorteil ausnützen und ihr unwillkommene Vorschläge schon

gegenstandslos machen, bevor sie zu einem politischen Diskussions-

Einkomptensgruppe um den Medianwähler kann bei Abstimmungen
mit den oberen und den unteren Einkommensschichten koalieren
(vgl. TULLOCK 137T). "

^Als Bedingung tritt allerdings hinzu, daß die Einkommens-
flastizitat der Nachfrage in ihrem absoluten Wert über demje-
nigen der Preiselastizität liegt. Dies trifft in den meisten.
Fällen zu.
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punkt werden. Somit dürfte die Verwaltung dort eine hemmende

Rolle spielen, wo es darum geht, den Fächer staatlicher Aufgaben

zu verringern und einzelne Dienstleistungen dem Markt zu über-

lassen. Diese Verhaltensweise könnte als Erklärung für den oft

beobachteten "Treppeneffekt" in der Entwicklung der Staatsaus-

gaben dienen.

5. Kosten als Wachstumsfaktor der Staatsausgaben - W c /
___________________________________________________________ /-"> *—*-

Wesentliche Impulse für das Wachstum der Staatsausgaben gehen

von der Kostenseite aus. Diesem Aspekt hat (neben C. CLARK 1940

und FOURASTI- 1949) vor allem BAUMOL (1967) Rechnung getragen.

Er beschreibt den Wachstumsprozeß einer Volkswirtschaft mit

zwei Sektoren, deren Kostenentwicklungen divergieren, deren

Output aber mit gleicher Rate wachse. _Die A^rbeitsproduktiyität

"b"reib~e~rif~S"ek"tor 1 stationär und wachse in Sektor 2 mit einer

"^könstanFen"Rate. Sektor 1 umfasse - vereinfacht - die Produktion

"staatlicher Dienstleistungen, während in Sektor 2 industrielle

Güter produziert werden. Steigen ferner die Lohnsätze in beiden

Sektoren mit der gleichen Rate, so werden die Dienstleistungen

des Sektors 1 immer teurer, und ein_immer_gr.ö.ßjererjl'eil des

^ozialprjodukts_wird für die (staatlichen) Dienstleistungen des

Sektors 1 aufgewendet.

Die Folgerungen aus diesem Modell werfen verschiedene Fragen

auf.

Gleiches Outputwachstum in beiden Sektoren, setzt eine _preis-

unelastische "Nä'chfrage voraus. Ob sich «»ine derartige Annahme

auch auf lange Sicht kälten läßt, ist zubLezxeif.ein.._ \ Zumin-

^So wenden z.B. BUSH und MACKAY (1975) ein, BAUMOLs Annahme,
der Output wachse in beiden Sektoren in der gleichen Weise, sei
hinsichtlich der Verhaltensweisen inhaltslos. Die Autoren ent-
wickeln sodann ein Modell, in welchem der Nachfrageäußerung
in Sektor 1 Rechnung getragen wird. Sie kommen zu dem Schluß,
daß der Anteil der Staatsausgaben am Sozialprodukt nicht
zwangsläufig zunehmen muß.
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dest sprechen die grundlegenden Erkenntnisse der modernen
1)Theorie des Haushalts ' wie auch die in Tab. 1 wiedergegebenen

Meßergebnisse nicht für die Validität dieser Annahme.

Im weiteren ist zu überprüfen, ob es im öffentlichen Sektor

keinen Zuwachs an Arbeitsproduktivität gibt. BRADFORD, MALT

und OATES (1969) sowie SPANN (1975) gelangen in ihren empiri-

schen Studien zwar zu dem Ergebnis, daß es im großen und

ganzen keinen Produktivitätsfortschritt gebe, ja daß dieser

sogar negativ sein könne. Die CIVIL SERVICE COMMISSION kam

für die Dienstleistungen der amerikanischen Bundesverwaltung

demgegenüber auf ein jährliches Wachstum der Arbeitsprodukti-

vität von knapp 2 Prozent (1967-1971). Dieses Resultat wird

wegen der problematischen Outputmaße jedoch als zu hoch ein-

geschätzt (ORZECHOWSKI 1975). Aus einer stärker disaggregier-

ten Berechnung von BONES und ALLEN (1973) läßt sich entnehmen,

daß der Arbeitsproduktivitätsfortschritt in öffentlichen

Krankenhäusern Kanadas ebenfalls in der Nähe von Null liegt

(1961-1970).

Auch wenn man davon ausgehen kann, daß die Arbeitsproduktivi-

tät kaum zugenommen hat, so bleibt noch als Frage, w.ie dieses

Ej?g_eJ)n^s__zustande^,kommt: Werden die Produktionsf.aktoren__b^st-

möglich eingesetzt?Bestehen nicht vielmehr inhärente Mängel

im Anreizsystem, die einen nicht kostenminimierenden Einsatz

von Arbeit und Kapital bewirken und damit das effektive unter

dem möglichen Wachstum der Arbeitsproduktivität halten? Für

die letztgenannte Vermutung spricht die häufig vertretene

Ansicht, Ma^nage_r_im_öJ'f^ntliche_nJDienst s.ei.en deshalb, weil

sie sich keine Gewinne aneignen können, kaum motiviert, die

Kosten zu senken (vgl. ALCHIAN und KESSEL 1962). Die empiri-

sche Überprüfung der trendmäßigen Auswirkungen dieser Hypo-
2^these ist bislang noch nicht sehr weit fortgeschritten. '

''Eine gute Darstellung gibt BECKER (1971) S. 14-23.
2 ̂)̂SPANN (1975) vergleicht in der erwähnten Arbeit die Entwicklung

der Arbeitsproduktivität staatlicher und privater Dienstlei-
stungsbetriebe. Weil seinen Berechnungen gemäß das Wachstum
der Arbeitsproduktivität im öffentlichen Sektor Null beträgt,
während es bei privaten Dienstleistungsbetrieben positiv ist
(s. FUCHS 1968 sowie FELDERER 1974), scheint die Gewinnmotiv-
hypothese bestätigt. Allerdings werden bei einem derartigen Ver
gleich verschiedenartige Outputgrößen miteinander verglichen,
so daß die Ergebnisse als nicht sehr aussagekräftig angesehen
werden können.



Injsge^amt.jL^äßjL^^Ah^BjLiJMpj^Ansatz^wie^ folgt_beurteilen: Betrachtet

man ausschließlich das niedrige Wachstum der Arbeitsproduktivität

im Bereich öffentlicher Dienstleistungen, so scheinen die Voraus-

setzungen für ein rasches Ansteigen der Staatsausgaben erfüllt.

Fraglich bleibt aber, (i.) ob die langsame Zunahme'der Arbeits-

produktivität allein auf technologischen—Gründen beruht oder ob

sie vorwiegend durch die Verhaltensweise der Manager bestimmt

wird und (ii.) ob die Nachfrage nacji_̂ ffen.tli.cn.e.n__l)ie_nstleistungen

bei den beobachtbaren Kostensteigerungen weiterwachsen wird.

Um die letztgenannte Frage anzugehen, ist im folgenden zu unter-

suchen, ob oder inwiefern gewisse Entscheidungsträger der reprä-

sentativen Demokratie in der Lage sind, die Staatsausgaben auch

auszudehnen, wenn die Wählernachfrage zurückgeht.

6. Eigendynamik der Verwaltung als Ursache des Wachstums

der Staatsausgaben

Die Meinung, die Verwaltung trage durch ihr eigendynamisches

Handeln zum Wachstum der Staatsausgaben bei, wird häufig vertre-

ten. So findet sich beispielsweise bei WILDAVSKY (1964) die

Ansicht, die Verwaltung sei bestrebt, ihren Wirkungsraum schritt-

weise ("inkrementalistisch") auszudehnen. ' Sie verfolgte dieses

Ziel, indem j§jLe jedes Jahr weitergehende . Budgetanträgedurchzu-

s_e_tz_en versucht,..,Mit dieser Verhaltensweise dient sie aber nicht

nur ihrem eigenen Interesse, sondern ebenso dem Interesse der

""Instanzen, die das Budget zu bewilligen haben. Diesen Gremien

fehlt es an Zeit, sich mit den Forderungen jeder einzelnen Ver-

waltungsabteilung eingehender zu befassen. Daher sind ihnen

expansive Budgetforderungen willkommen, denn diese machen es ihr

möglich, den Ausgabenzuwachs lediglich zu beschneiden; sie brau-

chen selbst keine eigenen^Programmvorschläge auszuarbeiten.

Für die Aufstellung des Budgets lassen sich dann einfache Regeln

anwenden:

1)'Das im folgenden angesprochene Problem scheint demjenigen von
Abschn. 4 zu gleichen. Es ist jedoch zu beachten, daß es sich
hier um den Verwaltungseinfluß auf die Outputmenge einer
gegebenen Anzahl staatlicher Dienstleistungen handelt, während
oben der Fächer an Dienstleistungen zur Diskussion stand.
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1. Über die Forderungen in der Höhe des letztjährigen Budgets
wird nicht mehr diskutiert; denn dies käme einer Desavouierung
der eigenen Entscheidungen gleich. Vielmehr lassen sich diese
Forderungen als "Basis" für das neue Budgetjahr verwenden.

2. Die über die Basis hinausgehenden Budgetanträge werden anhand
der Bewilligungspraxis vergangener Jahre beurteilt und um
einen annähernd gleichbleibenden und als "fair" erachteten
Prozentsatz gekürzt.

Dieses Zusammenspiel zwischen Verwaltung und Bewilligungsinstanz
läßt sich - wie DAVIS, DEMPSTER und WILDAVSKY in verschiedenen
Studien (zuletzt 197^) gezeigt haben - in einem einfachen Glei-
ch/ungsSystem erfassen:

Die Verwaltungsabteilung orientiert sich bei ihren neuen For-
derungen X^ an den Bewilligungen des Vorjahres Y,_^ , indem sie
diese um einen konstanten Faktor ß erhöht. Es gilt somit

mit ß >1 und &, als Störglied. Die Bewilligungen des laufenden
Jahres ergeben sich als weitgehend konstanter Prozentsatz
der Anforderungen X^:

wobei 0<y<l ; n . stellt das entsprechende Störglied dar.

Eine Reihe empirischer Tests spricht in ihren Ergebnissen für

diesen Ablauf des Budgetprozesses; somit kann vereinfacht von
)

(3)

it
1 )folgender Beziehung ausgegangen werden: '

D̂ie__Be.wi.l.li.gungen_.d.es--.lauf.end.en-Ja_r-e-&- hängen allein von den
Bewilligungen des Vorjahres und von einem Störglied ~Z>. ab. Das
Wachstum der Staatsausgaben ist das Resultat eines sich selbst
generierenden Prozesses_, der letztlich durch das Expansionsbe-

1T'Gleichung (3) ergibt sich durch Einsetzen von Gleichung (1)
in (2) unter Zusammenfassung der Parameter und der Störglieder.
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Es
gibt diesem Ansatz zufolge keine modellendogenen Kräfte, welche
die Entwicklung des öffentlichen Haushalts von dem einmal einge-
schlagenen Expansionspfad wieder abbringen. Dieser Determinismus
macht die Schwäche des Ansatzes von DAVIS, DEMPSTER und WILDAVSKT
aus. __ In der Realität lassen ̂ ixhnämlicti Trendbrüche^ beobachten.
Die Autoren können die Güte ihrer Schätzungen nur bewahren, in-
dem sie diesen Einbrüchen in der Entwicklung mittels Dummyvaria-
>

bler Rechnung tragen. Dies zeigt aber, daß die Hypothese des

Inkrementalismus wenig weiterhilft, wenn es darum geht, mittel-

bis langfristige Aspekte des Wachstums der Staatsausgaben zu

erklären.

Diesem Problem trägt WILLIAMSON (1967) bei seiner Reinterpretation

des Modells von DAVIS, DEMPSTER und WILDAVSKY Rechnung. Er zeigt,

auf welche Weise Trendbrüche im Wachstum der Staatsausgaben auf

Veränderungen der politischen Nachfrage (bzw. durch Reaktionen

stimmenmaximierender Politiker auf NachfrageSchwankungen) zurück-

geführt werden können. Die Budgetverabschiedung in inkrementeilen

Zuschlägen stellt dann lediglich eine kurzfristige Approximation

an die wahre Nachfrageentwicklung dar. Langfristig geben auch

in diesem Modell die Wählerpräferenzen den Ausschlag. Für den

Zweiparteienfall läßt sich überdies zeigen, daß der Medianwähler

die entscheidende Stimme abgibt (FREY 1970). Der inkrementalisti-

sche Ansatz ist daher mit dem Medianwählermodell durchaus kompa-
1)tibel; er kann a

betrachtet werden.

1)tibel; er kann als fruchtbare Erweiterung dieses Konzeptes

7. Der Einfluß der Steuerlastverteilung auf das Wachstum

der Staatsausgaben

Bei der Behandlung des Medianwählermodells wurde darauf hinge-

wiesen, daß die Höhe der Staatsausgaben entscheidend vom Steuer-

lastanteil abhängt, den die Mehrheit der Stimmbürger zu tragen

hat. ' Nimmt deren relative Belastung im Verlauf der Zeit ab

g hierzu WAGNER (1973b).
2Vgl. S. 5 und ebd. Fußnote 4).
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(d.h. nimmt der Steueranteil von Minderheitsgruppen zu)", so

dürfte das Volumen der Staatsausgaben steigen; denn für die

Mehrheit erweisen sich unter der neuen Situation solche Projekte

attraktiv, die bei der früheren Verteilung nicht lohnend er-

schienen. Ein derartiger Effekt kann sich bei linksschiefer

Einkommensverteilung durch eine Verschärfung der Steuerprogression
1")(bezügl. Einkommen und Vermögen) ergeben. J Es bleibt jetzt zu

zeigen, welche Determinanten die relative Steuerbelastung lang-

fristig bestimmen.

Eine erste Möglichkeit, dieses Problem anzugehen, besteht im

Rückgriff auf die Konzepte der paretooptimalen Umverteilung

(HOCHMAN und RODGERS 1969) oder der Einkommensverteilung als

Kollektivgut (THUROW 1971).2' Für unsere Zwecke sind diise An-

sätze jedoch wenig geeignet, weil in ihnen die Verteilung von

Einnahmen und Ausgaben simultan festgelegt wird. Ein derartiges

Vorgehen trägt den institutionellen Gegebenheiten nicht Rechnung:

Änderungen der St euerstruktur werden in der Realität nur von

Zeit zu Zeit und ohne direkte Verbindung zu einzelnen Vorhaben

beschlossen. Eine einmal festgelegte Steuerverteilung gilt für

mehrere Jahre, d.h. die Steuerlastaufteilung stellt ein separat

zu behandelndes verteilungspolitisches Problem der Einnahmen-

seite des Staatshaushalts dar.

Modelle, welche das Zustandekommen einer bestimmten Steuerstruk-

tur erklären, wurden von HARSANYI (1955), BUCHANAN und TULLOCK

(1962), RAWLS (1971), MUELLER (1973) und DOWNS (1957) entwickelt.

Danach hängt die Verteilung der Staatseinnahmen, für die sich

ein Wähler ausspricht, entscheidend von seinen Erwartungen über

seine zukünftige Stellung innerhalb der Einkommens-(und Vermögens-)

Pyramide*ab. Befindet sich der Stimmbürger hierüber hinter einem

"Schleier der Ungewißheit" im Sinne von RAWLS (1971, S. 136 ff.)

d.h. weiß er nicht, ob er später einmal reich oder arm sein wird,

1)'Es wird hier von der Gesamtbelastung ausgegangen. Einzelne
Steuern können in diesem Zusammenhang nicht behandelt werden.

2Vgl. ausführlich hierzu BRENNAN (1975) und FREY (1974).

3)
^'Weil angenommen werden kann, daß Einkommen und Vermögen positiv
miteinander korrelieren, wird im folgenden nur noch der erste
Begriff verwendet.
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so sieht er sich aus eigenem Interesse veranlaßt, die zukünftige

Steuerlast unter dem Gesichtspunkt jeder möglichen Einkommens-

lage zu beurteilen. Unter diesen Umständen werden die Stimmbürger

nicht gegen einen Vorschlag opponieren, der auch im Einkommen

nach Steuerabzug eine linksschiefe Verteilung bestehen läßt; sie
1)würden diesen möglicherweise sogar einstimmig billigen. '

Dieses Ergebnis ist jedoch nicht zu erwarten, wenn die RAWLSsche

Ungewißheit fehlt, d.h. wenn für jeden die zukünftige Position

in der Einkommenspyramide genau festliegt. Kein Individuum sieht

sich dann veranlaßt, sich bei Umverteilungsfragen in die Lage

eines anderen zu versetzen. Vielmehr wird jede Einkommensgruppe

ihre Position auf Kosten anderer Schichten zu verbessern suchen.

Da jedoch die Bezieher unterer Einkommen (bei linksschiefer Aus-

gangsverteilung) in der Mehrzahl sind, wird es ihnen gelingen,

eine Mehrheitskoalition gegenüber den oberen Einkommensschichten

zu bilden und die Steuerlast weitgehend auf diese abzuwälzen. }

Diese Folgerung findet sich auch bei DOWNS (1957, S. 198-201).

Die Verschiebung der Steuerlast auf die oberen Einkommensgruppen

wird erst "zum Stillstand kommen, wenn das Nettoeinkommen der

Wohlhabenden das Medianeinkomaen erreicht hat, wenn die Steuer-

erträge von den Beziehern höherer Einkommen absolut zu sinken

beginnen (etwa wegen abnehmender Arbeitsanreize) oder wenn sich

die wohlhabenden Bevölkerungsschichten zur Auswanderung ent-

schließen.

In dieser vereinfachten Form dürfte weder das Modell der voll-

ständigen Ungewißheit noch dasjenige der Gewißheit der Realität

entsprechen. Beide Ansätze geben lediglich Lösungsgrenzen an.

Zwischen ihnen lassen sich praktisch alle gegenwärtigen Steuer-

systeme in Demokratien einordnen. Immerhin läßt sich "voraus-

1)
^Experimente weisen auf die Validität dieser Schlußfolgerung
hin (s. WAGNER 1973a, S. 12 f.) Für eine eingehendere theoretische
Fundierung s. BLANKART 1975«

2 ̂
'Grundsätzlich ist es auch denkbar, daß die Armen und die Wohl-
habenden zusammen eine Koalition gegen die Mittelklasse schlie-
ßen; doch dies würde einen willkürlich diskriminierenden Steu-
ertarif voraussetzen, was hier ausgeschlossen sei. Eine Koali-
tion der Wohlhabenden und der Mittelschicht gegen die Ärmsten
dürfte sich nicht lohnen, weil der realisierbare Steuerertrag
zu niedrig ist.
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sagen", daß der Steueranteil der Wohlhabenden unter dem Eindruck

sicherer persönlicher Erwartungen zunehmen wird, während er bei

unsicheren Erwartungen konstant bleiben oder sogar abnehmen wird.

Verbindet man diese Erkenntnis mit dem oben behandelten Median-

wähleransatz, so kommt man zu dem Schluß, daß die Staatsausgaben

im ersten Fall zunehmen, während sie im zweiten Fall eher stag-
1)nierende oder abnehmende Tendenz aufweisen werden. '

8. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen

Zum Schluß scheint ein Überblick über die- gewonnenen Hypothesen

zum Wachsturn.der-Staatsausgaben•angezeigt.

_F_ür ein weiteres Anwachsen der Staatsausgabenquote sprechen

- die positive Einkommenselastizität der Nachfrage, die ihrer-

seits durch die Aktivitäten der Interessengruppen gesteigert

wird,

- die Tendenz der Verwaltung, einmal übernommene Aufgaben nicht

wieder dem Markt zu übergeben, auch wenn dies aus ordnungs-

politischen Gründen (Effizienz) angezeigt wäre,

- die steigenden Kosten für die Bereitstellung staatlicher

Dienste als Folge der geringen RationalisierungsChancen, bzw.

der geringen Nutzung offener Rationalisierungsmöglichkeiten,

1");Eine empirische Überprüfung dieser Hypothese scheint wegen der
langen lags-zwischen Erwartungsbildung und Steuerbeschluß
sowie wegen der geringen Zahl von beobachteten Steuersatzän-
derungen schwierig. Neulich konnte jedoch ein statistischer
Zusammenhang zwischen der Amplitude der KonjunkturZyklen und
der durchschnittlichen Inflationsrate nachgewiesen werden (vgl.
OROSEL in STREISSLER 1973, S. 64-81; ferner auch BLANKART 1973,
S. 177). STREISSLER verwendet diese Streuungsdaten der Konjunk-
turschwankungen als Proxy für die Sicherheit der Erwartungen
und die Höhe der Preissteigerungen als Maß für den lohnpoliti-
schen Vert eilungskampf. Trifft dies zu, so dürfte die gefundene
Korrelation auch einen statistischen Hinweis auf unsere These
enthalten, geht es doch dabei um einen ganz ähnlichen Sachver-
halt, nämlich um die persönlichen Einkommenserwartungen einer-
seits, und um verteilungspolitische Konflikte in der Steuer-
gesetzgebung andrerseits.
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- in gewisser Hinsicht die Eigendynamik der Verwaltung, welche

durch inkrementalißtische Verhaltensweisen ihr Budget zu

erhöhen sucht.

Wachstumshemmend wirken demgegenüber vor allem die steigenden

Steuerpreise für staatliche Dienstleistungen.

Diejenigen langfristigen Wachstumskräfte der Staatsausgaben,

welche von Umschichtungen in der Steuerlastverteilung ausgehen,

hängen entscheidend mit den individuellen Einkommenserwartungen

zusammen. Verfolgt die Regierung eine Politik der sozialen Mobi-

lität, in welcher die individuellen (relativen) Einkommenserwar-

tungen offengehalten werden, so dürften die Wähler eher eine

gemäßigte Präferenz zur steuerlichen Umverteilung äußern, als

wenn die Einkommenspositionen der Individuen a priori festliegen.

Unter den genannten Kräften scheint allein die negative Preis-

elastizität eine wesentliche ausgabenbegrenzende Wirkung auszu-

üben. Bezöge sich diese Preiselastizität auf marktwirtschaftliche

Tauschvorgänge, so würden bei relativ steigenden Preisen immer

mehr Konsumenten zur Substitution auf weniger teure Güter bewegt,

und die Produzenten würden ihrerseits nach Kosteneinsparungen

suchen. Von den staatlichen Institutionen werden entsprechende

Anpassungen jedoch aus den oben erwähnten Gründen verzögert oder

gar verunmöglicht, was sich insgesamt in einem nahezu kontinuier-

lichen Wachstum der Staatsausgaben niederschlägt. Dieser Trend

dürfte weiter anhalten, sofern die mangelnde Anpassungsfähigkeit

der Institutionen der repräsentativen Demokratie nicht behoben

wird.

Allerdings ist zu beachten, daß mit dieser Arbeit nicht versucht

wurde, eine Analyse der Verhaltensweise aller politischer Entschei-

dungsträger vorzunehmen. So sind beispielsweise die dynamischen

Ansätze der Koalitionsbildung und des politischen Kompromisses

sowie die Ziele und Handlungen der Zentralbank als Financier mög-

licher Budgetdefizite näher zu behandeln. Ebenso sind tiefergrei-

fende Betrachtungen zur Aufgabenteilung im Bundesstaat anzustellen.

Um den GesamtZusammenhang zu wahren, mußte hiervon jedoch abgesehen

werden.
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Tabelle 2 Staatsausgaben und Nettosozialprodukt zu Faktorkosten

Jahr

1872

1881

1891

1900

1906

1910

1913

1925

1930

1938

1950

1960

1970

1974 4)

in Deutschland,

Währung 1}

Ausg. f.
Güter &
Dienste

1

1

2

3

4

5

6

8

9

31

15

50

138

234

355

444

108

082

062

028

297

739

953

942

900

610

550

160

Transfers

1

1

1

2

2

, 7

16

11

14

49

121

199

005

407

734

282

583

240

714

932

082

608

420 /

280 /

100/

73p

1872 - 197

zusammen

1
\ 2
\ 1

\ 2VyI
I 26

30

99

259

433

1/

' jeweiliger Gebietsstand

' NSPF = Nettosozialprodukt zu

360/

85yl

842

/364

645

268

011

B71

L
5L>3
32p

89Qi

650]

890 1

Fakto

4 in

NSPF

1

14

20

28

36

41

48

58

72

87

76

235

529

764

Mio

2)

248

650

470

855

170

885

806

588

888

648

940

700

190

360

rkosten

Mark jeweJ

Ausg. f.
G. & D.
in %
V. NSPF j

10,6

9,9

10,3 j

10,7 j

11,2 j

12,0

12,9 !

14,9

13,7

36,4

20,7 1

21,7 1

26,2 /

30,6/

j

LÜger

\

Ausg. f. /
G. \& D. /
u. Tr.in/%
v. NSPF /

XV5 /
12U/

isi\
1 \
17, 4|

18,5|

,' 28,5 \
V f

/ 35'7 1
49,7 1

39,4 1

42,4

49,1 j

56,8 1

j

3)

4)
teilweise eigene Schätzung

vorläufiges Ergebnis

Quellen: 1938 und früher: Staatsausgaben: WEITZEL (1967), Tab. Anh.,
Tab. 21 a und 42 a, ANDl£ und VEVERKA (1964), S. 247;
NSPF: HOFFMANN (1965), S. 506-509.
1950 und später: Stat. Jb. der BRD und Wirtschaft und
Statistik.
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Tabelle 3 Staatsausgaben und Nettosozialprodukt zu Faktorkosten

in Frankreich, 1872 - 1972 in Mio NF in jeweiliger

Währung 1 )

Jahr

1872

1880

1890

1900

1906

1909

1912

1920

1926

1929

1938

1950

1960

1970

1972

Ausg. f.
Güter &
Dienste

33,5

41,5

42,9

49,3

51,1

56,1

60,9

454,4

556,7

660,6

1 010,8

14 550,0

45 340,0

127 170,O

155 120,0

Transfers

-

-

-

-

-

-

-

0

1,7

2,9

35,3

18 690,O

56 410,0

168 300,0

213 4 30,0

3) zusammen

1

33

102

295

369

33,5

41,5

42,9

49,3

51,1

56,1

60,9

454,4

558,4

663,5

046,1

240,0

250,0

47O,O

150,0

NSPF

1

3

4

3

76

213

610

757

297,5

271,5

286,2

324,0

351,0

388,8

508,4

809,0

829,6

167,6

800,0

470,0

030,0

810,0

700,0

Ausg.f.
G. & D.
in %
v. NSPF

11,3

15,3

15,0

15,2

14,6

14,4

12,0

25,1

14,5

15,9

26,6

19,0

19,8

20,8

20,6

Ausg.f.
G. & D.
u.Tr.in %
v. NSPF

11,3

15,3

15,0

15,2

14,6

14,4

12,0

25,1

14,6

15,9

27,5

43,5

44,3

48,4

48,7

jeweiliger Gebietsstand

bis 19 38 incl. Transfers, aber ohne Sozialversicherung2)

bis 19 38 nur Sozialversicherungsausgaben ohne staatl. Zuweisungen

Quellen: 1938 und früher: ANDRE (1971), S. 46-48 u. S. 50 f. und
Annaire statistique de la France, 1966, resume retrospectif,
S. 561.
1950 und später: OECD, National Accounts of OECD Countries,
versch. Jg.
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Tabelle 4 Staatsausgaben und Nettosozialprodukt zu Faktorkosten

in den USA, 1890 - 1972 in Mio US $ 1}

Jahr

1890

1902

1913

1922

1929

1932

1940

1950

1960

1970

1972

Ausg. f.
Güter &
Dienste

0,7

1,3

2,3

6,0

8,5

8,1

14,1

40,9

106,0

245,1

283,6

Transfers

0,2

0,2

0,3

2,0

1,7

2,5

4,4

22,8

35,9

97,4

121,1

zusammen

0,9

1,5

2,6

8,0

10,2

10,6

18,5

63,7

141,9

324,5

404,7

NSPF 2 )

10,8 3)

18,4

31,5

57,2

79,5

42,8

81,1

242,2

417,1

800,3

948,2

Ausg. f.
G. & D.
in %
von NSPF

6,5

7,1

7,3

10,5

10,7

18,9

17,4

16,9

25,4

30,6

29,9

Ausg. f.
G. & D.
u.Tr.in %
von NSPF

8,3

8,2

8,3

14,0

12,8

24,8

22,8

26,3

34,0

40,5

42,7

jeweiliger Gebietsstand
2)

3)
NSPF = Nettosozialprodukt zu Faktorkosten

teilweise eigene Schätzung

Quellen: 1940 und früher: Staatsausgaben: MUSGRAVE (1969), S. 364,
NSPF: MARTIN (1939), S. 6 f. u. Economic Report of the
President (1972), S. 209.
1950 und später: OECD, National Accounts of OECD Countries,
versch. Jg.
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Tabelle 5 Staatsausgaben und Nettosozialprodukt zu Faktorkosten

in Großbritannien, 1890 - 1972 in M i o ^ 1J

Jahr

1890

1900

1913

1922

1929

1932

1938

1950

1960

1970

1972

Ausg. f.
Güter &
Dienste

96,6

244,6

246,5

603,2

565,8

542,8

1 041,4

2 446,0

5 127,0

11 378,0

14 351,0

Transfers

2

3

7

10

33,7

36,2

58,9

574,1

541,4

595,2

545,6

020,0

261,0

836,0

033,0

zusammen

1

1

1

1

4

8

19

24

130,6

280,8

305,4

177,3

107,2

138,0

587,0

466,0

388,0

214,0

384,0

NSPF 2 )

1

1

2

3

4

3

4

10

20

38

48

385,0

750,0

265,0

856,0

178,0

568,0

671 ,0

781,0

913,0

675,0

006,0

Ausg.f.
G. & D.
in %
v. NSPF

7,0

14f0

10,9

15,6

13,5

15,2

22,3

22,7

24,5

29,4

29,9

Ausg. f.
G. & D. u.
Tr. in %
v. NSPF

9,4

16,0

13,5

30,5

28,0

31,9

34,0

41,4

40,1

49,7

50,8

jeweiliger Gebietsstand
2) Nettosozialprodukt zu Faktorkosten

Quellen: 1938 und früher: Staatsausgaben: PEACOCK und WISEMAN (1961) ,
S. 164 f. und S. 174-177; NSPF: MITCHELL (1962), S. 367 f.
1950 und später: OECD, National Accounts of OECD Countries,
versch. Jg.
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